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Vereinssatzung

Präambel

Durch das Überangebot an Einzelhandels- und Büroflächen in der Schweriner Altstadt hat die vormals beliebte Einkaufsstraße Friedrichstraße eine Entleerung erfahren, der umgehend entgegenzuwirken ist. Um diesen Zustand zu verändern und eine positive Wendung herbeizuführen, haben sich die Eigentümer und Gewerbetreibenden der Friedrichstrasse zusammengefunden und gründen den Verein „Initiative Friedrichstrasse Schwerin“.

§ 1 Name und Sitz des Vereins

1. Der Verein führt den Namen „Initiative Friedrichstraße Schwerin“, im Folgenden „Verein“  genannt, und soll nach seiner Eintragung in das Vereinsregister beim Amtsgericht Schwerin den Zusatz e. V. führen.

2. Der Verein hat seinen Sitz in Schwerin.

§ 2 Ziel und Aufgaben des Vereins

1.   Ziel des Vereins ist es, die Werte an Grundstücken und Gebäuden in der Friedrichstraße zu sichern, die Vermietung zu fördern, die Attraktivität für Kunden und Besucher zu erhöhen und Rahmenbedingungen für die in diesem Bereich niedergelassenen Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe zu verbessern, um den Standort Friedrichstraße zu stärken.

Dies soll durch eine wirtschaftliche Neuorientierung, Sanierung und Modernisierung des Bestandes sowie insbesondere durch eine gemeinschaftliche Vermarktung/Bewirtschaftung von vermietbaren Flächen erreicht werden.

2. Aufgabe des Vereins ist es, Maßnahmen selbstständig zu ergreifen oder anzuregen, die geeignet sind, die in Abs. 1 genannten Ziele zu verwirklichen, insbesondere

· die Belange des Haus-, Wohnungs- und Grundeigentums sowie der gewerblichen Mieter der Friedrichstasse zu fördern und sie gegenüber den Behörden und der Öffentlichkeit – auch mit den Mitteln des Marketings - wahrzunehmen,

· die Ausarbeitung von Konzepten für die Entwicklung der Friedrichstasse,

· die Erbringung von Dienstleistungen,

· gemeinsame Werbemaßnahmen und Veranstaltungsorganisation,

· die Schaffung und Erhaltung von Ordnung, Sicherheit und Sauberkeit.

§ 3 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr und endet mit dem 31.12.2004.

§ 4 Mitgliedschaft

1. Ordentliche Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen sowie Personengesellschaften werden, denen das Eigentum oder die Verfügungsberechtigung an einem bebauten oder unbebauten Grundstück in der Friedrichstraße zusteht bzw. an ein solches Grundstück angrenzt. Bei Gemeinschaften von Eigentümern und sonstigen verfügungsberechtigten können alle Beteiligten die Mitgliedschaft erwerben. 

Des Weiteren können gewerbliche Mieter (Ladengeschäfte, Büros, Praxen) oder Eigentümer und Verfügungsberechtigte aus dem direkten Umfeld ordentliches Mitglied werden.

2. Als fördernde Mitglieder ohne Stimmrecht können natürliche und juristische Personen und Personengesellschaften aufgenommen werden, die sich in besonderer Weise für die Ziele und Aufgaben des Vereins einsetzen.

3. Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht.

4. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, in dem sich der Antragsteller zur Einhaltung der Bestimmungen und zur Förderung der Ziele dieser Satzung verpflichtet.

5. Über die Aufnahme von Mitgliedern entscheidet der Vorstand.

§ 5 Austritt von Mitgliedern/Ende der Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt. Der Austritt aus dem Verein ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres zulässig. Er ist dem Verein bis 1. Juli durch eingeschriebenen Brief anzuzeigen.

Eine Kündigung der Mitgliedschaft ist erstmals nach Ablauf eines Mitgliedjahres möglich.

2. Mit der Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus der Mitgliedschaft an den Verein. Die bereits entstandenen und noch entstehenden Verbindlichkeiten gegenüber dem Verein, insbesondere die Beitragspflicht bis zum Jahresschluss, werden durch den Austritt nicht berührt.

3. Bei natürlichen Personen kann die Mitgliedschaft durch Übergang der Verfügungsrechte (z. B. Verkauf) übertragen und vererbt werden. Den Erben steht ein Sonderkündigungsrecht zum Ende des Kalenderjahres ohne Wahrung der Kündigungsfrist zu. 

Bei juristischen Personen endet die Mitgliedschaft mit dem Abschluss des Liquidations- oder Insolvenzverfahrens.

§ 6 Ausschluss von Mitgliedern

1. Die Mitgliedschaft endet durch Ausschluss.

2. Der Ausschluss eines Mitgliedes kann nach Anhörung des Auszuschließenden durch den Vorstand erfolgen:

a) bei grober Verletzung der Satzung des Vereins,

b) wegen Bestrebungen oder Maßnahmen, die gegen die Interessen des 

     Vereins oder die gemeinsamen Interessen des Haus-, Wohnungs- und  

     Grundeigentums verstoßen,

c) wegen Nichtzahlung des Vereinsbeitrags und erfolgter zweimaliger 

     schriftlicher  Mahnung,

d) aus einem sonstigen wichtigen Grunde, insbesondere bei Schädigung

     des Ansehens der Organisation in der Öffentlichkeit.

3. Dem ausgeschlossenen Mitglied steht die Berufung an die Mitgliederversammlung zu.

4. Mit dem Ausschluss erlöschen alle Ansprüche aus der Mitgliedschaft an das Vermögen des Vereins.

§ 7 Beiträge

1. Zur Durchführung seiner Aufgaben erhebt der Verein von den Mitgliedern Beiträge.

2. Die Festsetzung der unterschiedlichen Beiträge wird von den Mitgliedern in der ordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen.

3. Der Beitrag wird quartalsmäßig erhoben. Auf Wunsch kann auch eine Jahresrechnung erstellt werden.

§ 8 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind:

1. Mitgliederversammlung

2. Vorstand

§ 9 Mitgliederversammlung

1. Jährlich findet mindestens eine Mitgliederversammlung statt. Sie wird vom Vorsitzenden einberufen.

2. Die Einberufungsfrist beträgt 30 Tage und erfolgt durch Anschreiben an jedes Mitglied. In dem Anschreiben sind Ort, Datum, Uhrzeit und Tagesordnung mitzuteilen sowie die erforderlichen Unterlagen beizufügen. 

3. Mitglieder können sich in der Mitgliederversammlung durch andere Mitglieder vertreten lassen. Dem Vorstand ist darüber eine schriftliche Vollmacht vorzulegen. Während der Versammlung können sich Mitglieder durch einfache Erklärung beim Vorstand durch andere Mitglieder vertreten lassen. Die Vertretungen sind im Sitzungs-Protokoll festzuhalten.

4. Über die Mitgliederversammlung wird ein schriftliches Protokoll geführt, das die anwesenden Mitglieder, den Verlauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse festhält. Das Protokoll ist innerhalb von vier Wochen nach der Mitgliederversammlung fertig zu stellen, vom Vorsitzenden des Vorstandes und dem Protokollführer zu unterzeichnen und den Mitgliedern zuzuleiten.

§ 10 Aufgaben der Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben:

a) den Vorstand zu wählen und zu entlasten,

b) die Jahresabschlussrechnung zu prüfen und zu genehmigen und die Rechnungsprüfer zu bestimmen,

c) allgemeine Richtlinien für die Tätigkeit des Vereins festzulegen,

d) Satzungsänderungen zu beschließen,

e) die Auflösung des Vereins zu beschließen.

2. Die Mitgliederversammlung beschließt mit der Mehrheit der Stimmen.
3. Abstimmung und Wahlen erfolgen durch Handzeichen. Auf Antrag von einem Zehntel der Mitglieder, mindestens aber fünf Mitgliedern, ist eine Abstimmung oder eine Wahl geheim durchzuführen.

4. Anträge der Mitglieder, die in der Mitgliederversammlung zu behandeln sind, sind dem Vorstand 14 Tage vor der Mitgliederversammlung (Datum des Poststempels) zuzuleiten. Der Vorstand hat diese Anträge zur Beschlussfassung vorzubereiten.

5. Änderungen der Satzung bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen anwesenden Mitglieder.

§ 11 Außerordentliche Mitgliederversammlung

Außer der ordentlichen Mitgliederversammlung kann der Vereinsvorsitzende, - oder auf schriftlichen Antrag unter Beifügung einer Tagesordnung können Mitglieder, die mindestens 10 Prozent der Stimmen  ausmachen – eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Die Ladungsfrist kann hier auf eine Woche verkürzt werden.

§ 12 Vorstand

1. Der Vorstand ist ehrenamtlich tätig. Er wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Er besteht aus mindestens drei bis maximal fünf Mitgliedern, darunter dem Vorsitzenden des Vorstandes, seinem Stellvertreter und dem Schatzmeister, wovon mehr als die Hälfte aus den Reihen der ordentlichen Mitglieder gemäß § 4 1. Absatz 1 kommen. Als Vorstandsmitglied können nur ordentliche Mitglieder gewählt werden. Der Vorstand kann weitere Personen mit beratender Stimme hinzuziehen.

2. Der Vorsitzende des Vorstandes, sein Stellvertreter und der Schatzmeister, und zwar jeweils mindestens zwei der genannten Personen gemeinschaftlich, vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich (§ 26 BGB).

3. Der Vorstand führt die Beschlüsse der Mitgliederversammlung aus. Er leitet den Verein nach Maßgabe der Satzung. Er ist zuständig für alle Angelegenheiten des Vereins, soweit sie nicht durch die Satzung oder im Einzelfall durch die Mitgliederversammlung anderen Organen zugewiesen sind.

4. Der Vorstand stellt einen Haushaltsplan für das Geschäftsjahr sowie eine Finanzplanung auf. Er führt die Bücher des Vereins und erstellt den Jahresabschluss. Er hat den Rechnungsprüfern die Bücher und den Jahresabschluss zur Prüfung vorzulegen.

5. Der Vorstand kann bei Bedarf Arbeitsgremien nach seinem pflichtgemäßen Ermessen einrichten.

6. Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden turnusmäßig oder auf Verlangen von mehr als der Hälfte der Vorstandsmitglieder mit einer Frist von mindestens zwei Wochen einberufen werden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder eingeladen und mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Der Vorstand kann im schriftlichen, telefonischen oder einem sonstigen Umlaufverfahren beschließen, wenn jedes Vorstandsmitglied damit einverstanden ist.

7. Beschlüsse sind mehrheitlich zu fassen. Kommt ein mehrheitlicher Beschluss nicht zustande, entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

8. Über alle Beschlüsse des Vorstandes sind schriftliche Aufzeichnungen anzufertigen.

9. Der Vorstand wird für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich.

10. Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben.

§ 13 Rechnungslegung, Rechnungsprüfer

Je nach den steuerlichen Erfordernissen wird für jedes Wirtschaftsjahr (Kalenderjahr) eine Einnahmen-Überschussrechnung oder ein Jahresabschluss bestehend aus einer Bilanz und einer Gewinn- und Verlustrechnung erstellt. Sofern freiwillig oder aufgrund steuerlicher Vorschriften Bücher geführt werden, haben diese den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung zu genügen.

Die Einnahmen-Überschussrechnung bzw. der Jahresabschluss ist jeweils bis 31.05. des Folgejahres zu erstellen.

Die Einnahmen-Überschussrechnung bzw. der Jahresabschluss ist von einem unabhängigen Rechnungsprüfer zu prüfen.

Die Mitgliederversammlung wählt den Rechnungsprüfer für die Dauer von zwei Jahren. Wiederwahl ist möglich.

§ 14 Auflösung des Vereins

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung erfolgen. Der Auflösungsbeschluss muss mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder gefasst werden. Die Versammlung, welche die Auflösung des Vereins beschließt, hat gleichzeitig über die Verwendung des Vereinsvermögens Beschluss zu fassen.

§ 15 Inkrafttreten

Die vorstehende Satzung wurde am 27.10.2004 in Schwerin beschlossen. Sie wird mit der Eintragung in das Vereinsregister wirksam.

Schwerin, 27. Oktober 2004

